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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 18. Mai 1965 

II/ 1 — 68070 — 5553/65 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften ge- 
gemäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträ- 
gen der Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 


eine Verordnung des Rats über die teilweise Aussetzung 
des Satzes des Gemeinsamen Zolltarifs, der bei der Einfuhr 
von gefrorenem und unter Zollaufsicht zur Verarbeitung 
bestimmtem Rindfleisch anzuwenden ist. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 6. Mai 1965 dem Präsidenten des 
Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Der Rat wird sich voraussichtlich auf seiner Tagung am 14. /16. 
Juni mit dem Kommissionsvorschlag befassen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG zu ihrem Vorschlag übermittelte Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckeiei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad fjodesberg, 
Postfach R21, GoctlicstraBe 54, Tel. G 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
über die teilweise Aussetzung des Satzes des Gemeinsamen 
Zolltarifs, der bei der Einfuhr von gefrorenem und unter Zollauf- 
sicht zur Verarbeitung bestimmtem Rindfleisch anzuwenden ist 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 28, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 14/64/EWG des 
Rats über die schrittweise Errichtung einer gemein- 
samen Marktorganisation für Rindflefsch i), insbe- 
sondere auf Artikel 10 Absatz 2 und Artikel 18, 

gestützt auf den Gemeinsamen Zolltarif der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Da die Erzeugung von gefrorenem Fleisch von 
Hausrindern in der Gemeinschaft zur Zeit noch nicht 
ausreicht, um den Bedarf der Verarbeitungsbetriebe 
zu decken, erscheint es angebracht, eine teilweise 
Aussetzung des Satzes des Gemeinsamen Zolltarifs 
vorzusehen, der bei der Einfuhr von gefrorenem 
und unter Zollaufsicht zur Verarbeitung bestimm- 
tem Rindfleisch anzuwenden ist, um dadurch die 
Versorgung zu erleichtern. 

Diese Aussetzung würde es nicht ermöglichen, 
das erstrebte Ziel zu erreichen, wenn die Mitglied- 
staaten nicht sofort den ausgesetzten Zollsatz an- 
wenden würden und wenn die Aussetzung nicht mit 
der Aussetzung der bei der Einfuhr dieses Erzeug- 
nisses aus Drittländern anzuwendenden Abschöp- 
fungen gekoppelt wäre. 

Es ist jedoch wichtig, die Gemeinschaftspräferenz 
aufrechtzuerhalten. Dieses Ziel kann mit der Aus- 
setzung der Erhebung der Zölle und der Abschöp- 
fungsbeträge im innergemeinschaftlichen Handel 
mit von Haustieren stammendem gefrorenem Rind- 
fleisch erreicht werden. 

Die besonderen Bedingungen für die Versorgung 
bestimmter Gebiete Deutschlands mit Gefrierfleisch 
erfordern für einen begrenzten Zeitraum und eine 
bestimmte Menge besondere Maßnahmen zur Er- 
leichterung dieser Versorgung; es ist daher ange- 
bracht, den vorgesehenen Zeitraum zu verlängern, 

Ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschdllen Nr. 34 
vom 27. h'cbiuar 1964, S. 562 64 


um die Einfuhr des Restbestandes der in der Verord- 
nung Nr. 6/65/EWG angegebenen Menge zu ermög- 
lichen “). 

Es ist angebracht, die Möglichkeit eines inner- 
gemeinschaftlichen Handels mit dem aus Interven- 
tionen stammenden Gefrierfleisch vorzusehen. Zu 
diesem Zweck ist es notwendig, die Anwendung 
des Artikels 1 der Verordnung Nr. 135/64/EWG des 
Rats vom 13. Oktober 1964 über den Absatz von 
Fleisch, das auf Grund von Interventionen einge- 
froren wurde anzusetzen. 

Um der Entwicklung der wirtschaftlichen Lage auf 
dem betreffenden Gebiet nicht vorzugreifen, emp- 
fiehlt es sich, die in dieser Verordnung vorgesehe- 
nen Maßnahmen zeitlich zu beschränken — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Vom 1. Juli 1965 bis zum 30. September 1965 wird 
der Satz des Gemeinsamen Zolltarifs für gefrorenes 
Fleisch von Hausrindern, Tarifstelle ex 02.01 A II, 
das unter Zollaufsicht zur Verarbeitung bestimmt 
ist, bis zur Höhe von 10 v. H. ausgesetzt. 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten wenden bei Einfuhren der in 
Artikel 1 genannten Erzeugnisse aus Drittländern 
während des in diesem Artikel vorgesehenen Zeit- 
raumes den Zollsatz von 10 v. H. an. 


Artikel 3 

Deutschland ist ermächtigt, bis zur Ausnutzung 
der in Artikel 4 der Verordnung Nr. 6/65/EWG fest- 
gesetzten Menge von 6000 Tonnen den Satz de'S 
Gemeinsamen Zolltarifs für gefrorenes Fleisch von 
Hausrindern, Tarifstelle ex 0,2.01 A II, bis zum 
30. September 1965 in Höhe von 5 v. H. auszuset- 
zen. 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 16 
vom 1. Februar 1965, S. 197/65 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 159 
vom 17. Oktober 1964, S. 2532 64 
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Artikel 4 

Artikel 5 der Verordnung Nr. 14 64 EWG ist aut 
Einfuhren des in Artikel 1 genannten Erzeugnisses 
während des in diesem Artikel vorgesehenen Zeit- 
ranmtes nicht anwendbar. 

A r t i k e 1 5 

Während des in Artikel 1 vorgesehenen Zeitrau- 
mes ist die Erhebung von Zöllen und Abschöpfungs- 
beträgen im innergemeinschaftlichen Handel mit 
gefrorenem Fleisch von Hausrindern vollständig 
ausgesetzt. 

Artikel 6 

Während des in Artikel 1 angegebenen Zeitrau- 
mes wird die Anwendung des Artikels 1 der Ver- 
ordnung Nr. 135 64 EWG ausgesetzt. 

Artikel 7 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel am . . . 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Begründung 


Am 30. Juni 1965 tritt die Verordnung Nr. 6/65/ 
EWG des Rats vom 26. Januar 1965 außer Kraft. 
Artikel 8 dieser Verordnung sieht vor, daß der Rat 
vor dem 1. Mai 1965, gestützt auf einen Bericht der 
Kommission, die Lage auf dem Markt für gefrorenes 
Fleisch von Hausrindern prüft, um über die Rege- 
lung zu beschließen, die ab 1. Juli 1965 anzuwenden 
ist. 

Die Dienststellen der Kommission werden regel- 
mässig über die Gefrierfleischmengen unterrichtet, 
für die Einfuhrlizenzen beantragt wurden. Die tat- 
sächlichen Einfuhren werden jedoch nur mit gewis- 
ser Verspätung bekannt, so daß es augenblicklich 
schwierig ist, den genauen Stand der in die EWG 
eingeführten Gefrierfleischmengen anzugeben. 

Man kann jedoch sagen, daß der Bedarf an zur 
Verarbeitung bestimmtem Gefrierfleisch noch immer 
bedeutend ist, und nichts läßt darauf schließen, daß 
dieser Bedarf für das am 1. Juli beginnende Viertel- 


jahr abnehmen würde. Außerdem wird die Erhö- 
hung der Rindfleischerzeugung der EWG erst wäh- 
rend der letzten 3 Monate des Jahres 1965 einen 
Stand erreicht haben, bei dem die Versorgung der 
Verarbeitungsbetriebe erleichtert wird. Aus diesen 
Gründen wird vorgeschlagen, die Anwendung der 
Verordnung Nr. 6/65/EWG für zur Verarbeitung 
bestimmtes gefrorenes Rindfleisch bis zum 30. Sep- 
tember 1965 zu verlängern. 

Was nun die Versorgung Berlins anbetrifft, so ist es 
wahrscheinlich, daß wegen des geringen Angebots 
an Gefrierfleisch auf dem Weltmarkt am 30. Juni 
1965 noch ein Restbestand der in Artikel 4 der Ver- 
ordnung Nr. 6/65/EWG vorgesehenen, zu einem 
Zollsatz von 5 v. H. einzuführenden 6000 Tonnen 
besteht. Aus diesem Grunde wird vorgeischlagen, 
daß die Einfuhren unter denselben Bedingungen 
bis zum Höchstsatz der ursprünglich vorgesehenen 
6000 Tonnen bis zum 30. September 1965 getätigt 
werden können. 
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